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§ 62  

Zusammensetzung der Veranstaltergemeinschaft 
(1) Die Veranstaltergemeinschaft muss von mindestens acht natürlichen Personen gegründet 
werden, die von folgenden Stellen bestimmt worden sind: 

1. Evangelische Kirchen, 

2. Katholische Kirche  

3. Jüdische Kultusgemeinden  

4. Kreistag, Rat der kreisfreien Stadt, Vertretungskörperschaft einer sonstigen 
kommunalen Gebietskörperschaft oder mehreren Gebietskörperschaften nach § 63 Abs. 
1 Satz 3, 

5. Gewerkschaftliche Spitzenorganisation mit der höchsten Mitgliederzahl im 
Verbreitungsgebiet, 

6. Arbeitgeberverband mit der höchsten Mitgliederzahl im Verbreitungsgebiet, 

7. Jugendring des Kreises, der kreisfreien Stadt oder der sonstigen kommunalen 
Gebietskörperschaft, 

8. Sportbund des Kreises, der kreisfreien Stadt oder der sonstigen kommunalen 
Gebietskörperschaft, 

9. Wohlfahrtsverbände (Arbeiterwohlfahrt, Caritasverband, Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk),  

10. nach § 12 Landschaftsgesetz NRW anerkannte Vereine, 

11. Verbraucher-Zentrale Nordrhein-Westfalen e.V., 

12. Verlegerinnen und Verleger von Tageszeitungen mit Lokalausgaben im 
Verbreitungsgebiet, 

13. Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, sowie Deutscher 
Journalisten-Verband, Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 

(2) Die Stellen, die kein Gründungsmitglied bestimmt haben, können eine natürliche Person 
als Mitglied, im Falle des Absatz 1 Nummer 4 zwei natürliche Personen als Mitglieder der 
Veranstaltergemeinschaft bestimmen. Der Verein muss diese Stellen unverzüglich nach der 
Gründung auffordern, die Bestimmung vorzunehmen. Erfolgt die Bestimmung nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der Aufforderung, bedarf die Aufnahme einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der nach Absatz 1 bestimmten Mitglieder. § 63 gilt entsprechend. 

(3) Dem Verein muss als Mitglied je eine weitere natürliche Person aus dem Bereich Kultur 
und Kunst, aus dem Bereich Bildung und Wissenschaft, aus dem Kreis der ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger sowie aus dem Bereich der Bürgermedien im 
Verbreitungsgebiet angehören. Über die Aufnahme kann erst nach Abschluss des Verfahrens 
nach Absatz 2 beschlossen werden. Sie bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der von den 
in Absatz 1 genannten Stellen bestimmten Mitglieder. 

(4) Dem Verein können bis zu zwei weitere natürliche Personen als Mitglieder angehören. 
Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Der Aufnahmebeschluss bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der in Absatz 1 und 3 genannten Mitglieder. 

(5) Die weiteren Mitglieder nach Absatz 3 und 4 werden für sechs Jahre gewählt. Die 
Wiederwahl ist zulässig. 

(6) Dem Verein dürfen höchstens 20 Mitglieder angehören. 

(7) Die LfM regelt die Einzelheiten über die Einberufung einer Gründungsversammlung. 

 
§ 63  

Bestimmung der Gründungsmitglieder 
(1) Von den in § 62 Abs. 1 Nr. 4 genannten Stellen werden zwei Mitglieder bestimmt, die 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (d`Hondtsches Höchstzahlverfahren) gewählt 
werden. Umfasst das Verbreitungsgebiet nur einen Kreis, eine kreisfreie Stadt oder eine 
sonstige kommunale Gebietskörperschaft, erfolgt die Bestimmung durch die jeweilige 
kommunale Vertretungskörperschaft. Umfasst das Verbreitungsgebiet mehrere 
Gebietskörperschaften oder Teile davon, die nicht über eine gemeinsame kommunale 
Vertretungskörperschaft verfügen, erfolgt die Bestimmung gemeinsam durch diese 
Gebietskörperschaften. 

(2) In den übrigen Fällen wird nur ein Mitglied bestimmt. Soweit nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
und 5 bis 13 mehrere Stellen genannt sind, können sie nur gemeinsam ein Mitglied 
bestimmen. Die Bestimmung richtet sich nach den jeweiligen Vorschriften der Stellen. Sie 
erfolgt durch die Gliederung, die für das gesamte Verbreitungsgebiet zuständig ist. Erfüllen 
mehrere Gliederungen diese Voraussetzung, werden sie durch die unterste Gliederung 
bestimmt. 

(3) Die Gründungsmitglieder werden für sechs Jahre bestimmt. Die erneute Bestimmung ist 
zulässig. Nach Mitgliedschaft in zwei aufeinander folgenden Amtsperioden soll ein Wechsel 
vorgenommen werden. 

(4) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannten Stellen sollen ebenso viele Frauen wie Männer benennen. 
Die anderen in Abs. 1 genannten Stellen sollen Männer und Frauen alternierend benennen. 
Die Anforderungen nach Satz 2 entfallen nur, wenn der jeweiligen Institution wegen ihrer 
Zusammensetzung eine Entsendung von Frauen regelmäßig oder im Einzelfall nicht möglich 
ist. 

(5) Die Mitglieder müssen den Stellen, die sie bestimmt haben, nicht angehören. 

(6) Die Mitglieder können von den Stellen, die sie bestimmt haben, dadurch abberufen 
werden, dass ein neues Mitglied bestimmt wird. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 

 


